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1.	� Anlass

Die Ausgestaltung der Grundsicherung für erwerbs-
fähige Personen wird seit vielen Jahren intensiv 
diskutiert. Am 01.01.2005 trat das Vierte Gesetz für 
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt in 
Kraft ("Hartz IV"). Durch diese Reform wurden die 
zuvor getrennten sozialpolitischen Instrumente 
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe im Arbeitslosen-
geld (Alg) II zusammengefasst. Ein wesentliches 
Charakteristikum der Reform war der Fokus auf 
das gleichzeitige "Fördern und Fordern". 

Die Kritik an dieser Reform und der Ausgestal-
tung des Alg II verstummte nicht und mündete 
in seiner Ablösung durch das Bürgergeld, welches 
zum 01.01.2023 in Kraft trat. Im Gegensatz zum 
Alg II mit seinem Fokus auf der Aktivierung und 
Vermittlung der Leistungsbeziehenden betont 
das Bürgergeld den partizipativen Charakter der 
Grundsicherung ("Vertrauenskultur"); so wurde aus 
der "Eingliederungsvereinbarung" der zwischen 
Bürgergeld-Berechtigten und Jobcentern zu be-
schließende "Kooperationsplan".¹ Zu den wesent
lichen Änderungen beim Bürgergeld im Vergleich 
zu Alg II gehören u.a.:²

	z Abschaffung des Vermittlungsvorrangs, um 
nachhaltige Integration zu stärken; Einführung 
von Weiterbildungsgeld, und Bürgergeldbonus³ 
bei Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen

	z Senkung der Transferentzugsrate von 80 auf 
70 % im Bereich von 521-1.000 € Zuverdienst4

	z Einführung einer Karenzzeit von 12 Monaten 
bei der Berücksichtigung von nicht erheblichem 
Vermögen

	z Änderungen bei der Vermögensanrechnung 
(keine direkte Berücksichtigung des Alters mehr)

	z Anpassungen im Umgang mit Pflichtverletzun-
gen (Sanktionen)5

	z Einführung einer Karenzzeit von 12 Monaten 
bei unangemessen hohen Kosten der Unter-
kunft6

	z Erhöhung der Regelsätze und Anpassung der 
Fortschreibungsregeln (schnellere Berücksich
tigung von Inflation) (Peters 2025)

Das verabschiedete Bürgergeldgesetz hatte nicht 
lange Bestand. Die (alte) Bundesregierung nahm 
bereits 2024 (Zweites Haushaltsfinanzierungs
gesetz) Anpassungen vor (Sanktionsverschärfung 
und Abschaffung des Bürgergeldbonus) und 
beschloss weitere Anpassungen im Rahmen der 
Wachstumsinitiative (z.B. Verschärfungen bei Sank-
tionen, Kürzungen bei Schwarzarbeit, Kürzung der 
Vermögenskarenzzeit).7 Letztere Anpassungsbe-
schlüsse wurden nicht mehr umgesetzt.

1	 Zum Hintergrund des Kulturwandels siehe Gellermann et al. (2025).

2	 Details bei Steffen (2025), siehe auch Dietz (2025).

3	 Analysen dazu bei Schiele und Tübbicke (2025).

4	 Aktuelle Transferentzugsraten: 0-100 € Zuverdienst: 0 % Transferentzug, 101-520 €: 80 %, neu: 521-1.000 €: 70 %, 1.001-1.200 €: 90 %, über 
1.200 € (bzw. über 1.500 €, wenn Kinder in der Bedarfsgemeinschaft sind): 100 %.

5	 Analysen dazu finden sich bei Wolff (2022) und Wolf (2025).

6	 Für Befragungsergebnisse dazu siehe Bähr et al. (2025).

7	 Kabinettsbeschluss vom 2.10.2024, https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/aenderungen-buergergeld-2299330. 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/aenderungen-buergergeld-2299330
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Obwohl eine wissenschaftliche Evaluation des Bür-
gergeldgesetzes noch aussteht und erst Ende 2026 
vom Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 
vorgelegt werden wird8, sieht der Koalitionsvertrag 
der neuen Bundesregierung bereits zahlreiche Än-
derungen vor:

	z Stärkung der Vermittlung in Arbeit und Wieder-
einführung des Vermittlungsvorrangs

	z Abschaffung der Karenzzeit für Vermögen 

	z Kopplung der Höhe des Schonvermögens an die 
Lebensleistung

	z Verschärfung von Mitwirkungspflichten und 
Sanktionen, einschließlich der Möglichkeit eines 
vollständigen Leistungsentzugs

	z Abschaffung der Karenzzeit für unverhältnis-
mäßig hohe Kosten der Unterkunft

	z Anpassungsmechanismus der Regelsätze in 
Bezug auf die Inflation wie vor der Corona-
Pandemie

Regelungen für den sozialpolitischen Umgang mit 
Armut sind stets Gegenstand von gesellschaftlichen 
Aushandlungen und institutionellen Lernpro-
zessen. Im Fokus des gesellschaftlichen Diskurses 
steht dabei der Ausgleich zwischen Solidaritäts- 
und Leistungsprinzip bzw. das hinnehmbare Aus-
maß von Verhaltensanpassungen (moral hazard) 
(s. Alesina und Angeletos 2005 oder Bénabou und 
Tirole 2006). Gleichzeitig wird die Effektivität von 

umverteilenden und arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen von makroökonomischen Rahmenbedin-
gungen (Card et al. 2018) ebenso wie vom demogra-
phischen Wandel beeinflusst. 

Der Beirat nimmt in diesem Gutachten vor dem 
Hintergrund der aktuellen Reformdiskussion und 
auf Basis des aktuellen Forschungsstands zu zen
tralen Vorschlägen des Koalitionsvertrags Stellung. 
Manche der Themen werden öffentlich intensiv 
diskutiert, wie etwa die Frage der Sanktionen. 
Andere, wie etwa der Vermittlungsvorrang, sind 
weniger prominent, aber dennoch relevant, wenn 
es darum geht, das System der Grundsicherung für 
erwerbsfähige Personen effektiv zu gestalten, Fehl-
anreize abzubauen und gesellschaftliche Akzeptanz 
zu wahren.

Auch beim Thema der sozialen Mindestsicherung 
sollten sich ökonomische Überlegungen auf As-
pekte der effizienten Allokation konzentrieren. 
Gleichzeitig sind jedoch normative Verteilungsfra-
gen oft unvermeidbar, da manche Personen durch 
Reformen schlechter und andere bessergestellt 
werden (vgl. die Textbox am Ende von Abschnitt 2). 
Darüber hinaus spielen bei der Bewertung von so-
zialpolitischen Maßnahmen Zieldimensionen wie 
fiskalische Wirkungen, Einfluss auf das Arbeits-
kräfteangebot, Akzeptanz des Sozialstaats und 
Sicherung des Lohnabstandsgebots eine Rolle und 
stehen oft in unauflösbarem Konflikt. Dieser Text 
versucht, die jeweils empfehlungsleitenden Über
legungen zu benennen und Abwägungen transpa-
rent zu machen. Die Schlussfolgerungen des Beirats 
werden im letzten Abschnitt zusammengefasst. 

8	 Details zum Evaluationsplan finden sich bei Bähr et al. (2023). Erste Befragungsergebnisse insbesondere unter Jobcenter-Beschäftigten zu den 
einzelnen Reformelementen finden sich bei Ramos Lobato et al. (2025).
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2.1	 Geänderte makroökonomische 
Rahmenbedingungen

Die Bundesrepublik Deutschland befindet sich seit 
etwa 2018 in makroökonomisch schwierigerem 
Fahrwasser als in den dreizehn Jahren zuvor. Zu-
letzt war die Bundesrepublik in einer ähnlichen 
Situation zum Ende der 1990er/Anfang der 2000er 
Jahre, worauf die damalige Regierung Schröder mit 
einem umfassenden Umbau der Grundsicherung 
reagiert hat.

Heute befindet sich das Produktivitätswachstum 
im Schnitt über die letzten sieben Jahre auf einem 
historischen Tiefstand. Während das Growth 
Accounting der EU (EU-KLEMS) für die Jahre 
2005–2018 für Deutschland ein durchschnittliches 
jährliches Produktivitätswachstum von 0,8 % aus-
weist, liegt das Produktivitätswachstum seit 2018 
im Durchschnitt bei 0,2 %. Hinzu kommen dras-
tisch unterschiedliche Arbeitsmarktentwicklungen 
der letzten Jahre im Vergleich zu den 15 Jahren 
davor: Das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts 
zwischen 2005 und 2018 wurde in exzeptioneller 
Weise von einer Ausdehnung der insgesamt geleis-
teten Arbeitsstunden getragen – im Durchschnitt 
um 0,4 Prozentpunkte pro Jahr. Seit 2018 jedoch 
sinkt die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden bzw. 
sie sind im unteren Qualifikationsbereich gesunken 
und im oberen gestiegen und stagnieren qualitäts-
gewichtet. Dies war auch die Situation zum Ende 
der 1990er Jahre.

Dies lag zum einen am Rückgang der Arbeitslosig
keit seit 2005. Angebotsseitig kam es zu einer Aus-
weitung der Arbeitsstunden zwischen 2005 und 
2018 mit drei etwa gleich wichtigen Ursachen: 
erstens ein späterer Renteneintritt und höhere 
Beschäftigungsquoten im Alter – das durchschnitt-

liche Renteneintrittsalter stieg von 61 auf 63,9 Jahre 
(Eurostat Labour Force Survey). Sowohl die Ände-
rungen der Arbeitslosenhilfe und des Arbeitslosen-
geldes (Einführung des Alg II, vgl. Hartung, Jung 
und Kuhn 2025) als auch direkte Änderungen in 
der Rentenversicherung trugen zum Anstieg des 
Renteneintrittsalters bei, indem sie die Anreize 
für einen frühen Arbeitsmarktaustritt reduzierten. 
Zweitens nahm die Frauenerwerbstätigkeit deut-
lich zu (von 59,5 % auf 72,1 %, Statistisches Bundes
amt, Alter 15-65).9 Drittens hat der deutsche 
Arbeitsmarkt von Zuwanderung, insbesondere 
von qualifizierter Zuwanderung aus der EU im 
Zusammenhang mit der Eurokrise, profitiert (vgl. 
Beirat BMWK 2024). Eine weitere Ausdehnung des 
Arbeitsangebots aus allen drei genannten Quellen 
scheint heute politisch zunehmend schwieriger zu 
werden. Die politischen Mehrheiten stehen einer 
weiteren Verschiebung des Renteneintritts skep-
tisch gegenüber, bei der Erwerbsquote haben sich 
die Unterschiede zwischen Frauen und Männern 
bereits fast halbiert, auch wenn die Teilzeitquoten 
bei Frauen noch hoch sind, und Zuwanderung ist, 
nicht zuletzt wegen des fehlenden Wohnungsbaus, 
zunehmend ein politisches Anathema. Diese Aus-
gangslage wird durch die Demographie mit dem 
Renteneintritt der Babyboomer-Generation noch 
einmal verschärft.

Das fehlende Wachstum belastet die fiskalische 
Situation des Landes. Gleichzeitig werden sowohl 
reale als auch fiskalische Ressourcen benötigt, um 
mit den geopolitischen Herausforderungen (Nach-
rüstung), mit höheren Zinslasten und mit den ver-
säumten öffentlichen und privaten Investitionen 
umzugehen. Der Zustand der öffentlichen Infra-
struktur ist schlecht, und der Wohnungsbestand 
altert zunehmend. Daher spielen die fiskalischen 
Kosten der Grundsicherung ebenso eine wichtige 

2.	� Was sind die Probleme?

9	 Neben dem Ausbau der Kinderbetreuung und einer allgemeinen gesellschaftlichen Einstellungsverschiebung waren hierfür vielleicht auch die 
Änderungen des nachehelichen Unterhaltsrechts ein ökonomischer Treiber.
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Rolle wie die Frage, inwieweit die Grundsicherung 
zu einer geringeren Erwerbstätigkeit beiträgt, weil 
sie Arbeitsanreize verringert.

Dies ändert auch, wie man im Sinne einer optima-
len Politik unter den Bedingungen des makroöko-
nomischen Umfelds über Grundsicherung nach-
denken sollte. Einerseits sind die Zusatzkosten der 
Besteuerung, die notwendig ist, um für die Trans-
fers zu bezahlen, in Rezessionen vermutlich höher 
(Barseghyan et al. 2013). Andererseits ist in Rezes-
sionen das Versicherungsmotiv der Grundsiche-
rung stärker ausgeprägt (Landais, Michaillat und 
Saez 2010) und Maßnahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik erweisen sich in Perioden geringen 
Wachstums und hoher Arbeitslosigkeit als effekti-
ver (Card et al. 2018 und Le Barbanchon et al. 2025). 
Zwar bekommt das Moral-Hazard-Problem der Be-
triebe im Arbeitsmarkt im Abschwung eine größere 
Bedeutung, denn Betriebe berücksichtigen nicht 
die Kosten, die gesamtgesellschaftlich anfallen, 
wenn sie Beschäftigte entlassen. Doch betrifft dies 
eher die Frage möglicher Entlassungssteuern als 
die Frage nach optimaler Versicherung (Jung und 
Kuester 2015).

Allerdings muss man in Bezug auf die Literatur 
berücksichtigen, dass der derzeitige Abschwung 
nicht nur ein produktivitätsgetriebener und kon-
junktureller Abschwung zu sein scheint, sondern 
auch durch einen – insbesondere demographisch 
bedingten – Rückgang des Arbeitsangebots gekenn-
zeichnet ist (vgl. Beirat BMWK 2024). Damit lässt 
sich die Frage, ob zu viele Arbeitnehmer:innen zu 
wenigen Arbeitsplätzen nachjagen oder ob es eher 
umgekehrt ist, nicht einfach beantworten. Gleich-
zeitig ist dies aber, von einer makroökonomischen 
Perspektive, eine zentrale Frage in Bezug auf das 
optimale Niveau der Versicherung gegen Arbeitslo-

sigkeit (Landais, Michaillat und Saez, 2018). Inwie
fern es daher eines Mehr oder eines Weniger an 
Absicherung bzw. Versicherung gegen langfristige 
Arbeitsmarktrisiken bedarf, ist unklar. Global und 
in Deutschland scheint jedenfalls der Trendanstieg 
der Ungleichheit in den Arbeitseinkommen gebro-
chen (z.B. Autor, Dube und McGrew (2023), Destatis 
(2025), Goebel und Krause (2024)).

2.2	 Schwächen der 
Bürgergeldregulierung

Vier Problemfelder spielen in der Reformdiskus-
sion eine zentrale Rolle und sollen im Folgenden 
kurz erläutert werden: (a) Fiskalische Lasten der 
Grundsicherung, (b) Aktivierung des Arbeitskräfte
potentials im demographischen Wandel und 
Begrenzung von Schwarzarbeit, (c) transparente 
und effiziente Regulierung des Grundsicherungs-
systems zur Vermeidung von Fehlanreizen sowie 
(d) Reduktion der Nicht-Inanspruchnahme von 
Sozialleistungen.

Zu (a): Fiskalische Lasten des Bürgergelds (SBG II) 

Das deutsche System der Grundsicherung deckt 
unterschiedliche Bevölkerungsgruppen ab. Beim 
Bürgergeld geht es um Personen, die mindestens 
3 Stunden am Tag arbeitsfähig sind und auf der 
gesetzlichen Grundlage des SGB II über die Grund-
sicherung für Arbeitssuchende gefördert werden. 

Gemäß der Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
gab es im Jahresdurchschnitt 2024 5,5 Millionen 
Bürgergeld-Leistungsberechtigte in 2,9 Millionen 
Bedarfsgemeinschaften; davon waren ca. 47 % ohne 
deutsche Staatsangehörigkeit (BA 2025a).10 Unter 
den 5,5 Millionen Leistungsberechtigten waren 

10	 Davon waren ca. 706.000 Personen, also ca. 13 %, aus der Ukraine und 512.000 Personen (9,5%) aus Syrien (BA 2025b).
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3,99 Millionen erwerbsfähig und 1,5 Millionen 
nichterwerbsfähig (Letztere zumeist Kinder).11

Von den 3,99 Millionen erwerbsfähigen Personen 
waren ca. 44 % (1,75 Millionen) arbeitslos und 
56 % (2,23 Millionen) nicht arbeitslos. Unter den 
nicht arbeitslosen Personen waren 23 % (522 Tsd.) 
in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, 19 % in 
ungeförderter Erwerbstätigkeit (414 Tsd.) und 19 % 
in Ausbildung.12

Im Jahresdurchschnitt 2024 waren 826 Tsd. er-
werbsfähige Leistungsberechtigte erwerbstätig. 
Davon hatten 767 Tsd. Personen Einkommen aus 
abhängiger Erwerbstätigkeit und 64 Tsd. aus selb-
ständiger Erwerbstätigkeit. Circa die Hälfte der 
abhängig Erwerbstätigen (354 Tsd.) hatten Einkom-
men bis zur Geringfügigkeitsgrenze und ähnlich 
viele (360 Tsd.) Midijobs mit Monatseinkommen 
bis zu 2000 €. Einkommen oberhalb von Midijobs 
erwirtschafteten 54 Tsd. erwerbstätige Leistungs
berechtigte (BA 2025a). 

Die Gesamtausgaben für das Bürgergeld betrugen 
2023 52,6 Milliarden € (bei einem Gesamtvolumen 
des Bundeshaushalts von 457 Mrd. €), wovon 
36,4 % auf die Bürgergeldzahlungen i.e.S. entfielen 
(BA 2024). Der Rest wurde für Kosten der Unter-
kunft, Eingliederungsprogramme sowie andere 
Leistungen nach dem SGB II aufgewendet (vgl. 
BA 2024). Leistungen, die in die Zuständigkeit der 
Bundesagentur für Arbeit fallen, werden aus den 
Steuermitteln des Bundes finanziert. Der Bund 

übernimmt zusätzlich circa 70 % der Kosten der 
Unterkunft.13 Der Rest sowie weitere Leistungen 
(z.B. Kinderbetreuung, Schuldner- und Sucht
beratung, psychosoziale Betreuung) werden von 
Ländern und Kommunen getragen.

Zu (b): Aktivierung des Arbeitskräftepotentials im 
demographischen Wandel und Begrenzung von 
Schwarzarbeit

In Zeiten der Arbeitskräfteknappheit könnte die 
Aktivierung der knapp 4 Millionen Bürgergeld
beziehenden eine wichtige Ergänzung des Arbeits-
angebots bieten (Beirat BMWK 2024). 

Jüngste Schätzungen gehen auf Basis von Selbstbe-
richten in Befragungen für Deutschland von einem 
Volumen von insgesamt 3,3 Millionen Personen in 
Schwarzarbeit aus, wobei der Anteil der Schwarz-
arbeitenden im Bürgergeldbezug nicht bekannt ist 
(Enste 2025). 

Zu (c): Transparente und effiziente Regulierung zur 
Vermeidung von Fehlanreizen

Die Schwächen der deutschen sozialpolitischen 
Strukturen wurden in zahlreichen Gutachten an-
gesprochen. Der Abschlussbericht der Initiative 
für einen handlungsfähigen Staat (Jäkel et al. 2025) 
verweist auf die hohe Komplexität der sozialpoliti-
schen Regelungen und empfiehlt, Zuständigkeiten 
für Leistungen der sozialen Sicherung zu bündeln, 
einheitliche Begrifflichkeiten der Regulierung zu 

11	 Von den 2,9 Millionen Bedarfsgemeinschaften waren im Jahresdurchschnitt 2024 56 % Alleinstehende, 18,5 % Alleinerziehende mit Kindern, und 
23,3 % Paare mit oder ohne Kinder (BA 2025a).

12	 Weitere 12 % waren in Erziehung / Haushalt / Pflege tätig. 10 % der Personen waren arbeitsunfähig, 4 % von Sonderregelungen für Ältere 
betroffen und 13 % entfallen auf die Restkategorie "Sonstige" (BA 2025a).

13	 Vgl. https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Foederale_Finanzbeziehungen/
Kommunalfinanzen/entlastungen-der-kommunen-durch-den-bund.html [letzter Zugriff, 22.06.2025]. Für 2025 sind im Haushaltsentwurf der 
Bundesregierung 29,6 Mrd. € für laufende Bürgergeldzahlungen i.e.S. angesetzt (2023: 19,1 Mrd.). Einschließlich des Beitrags der Kommunen 
werden Ausgaben in Höhe von 17,6 Mrd. € für die Kosten der Unterkunft erwartet (2023: 16,5 Mrd.) (Quelle für Angaben zum Haushaltsentwurf 
2025: FAZ, 16.07.2025).

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Foederale_Finanzbeziehungen/Kommunalfinanzen/entlastungen-der-kommunen-durch-den-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Foederale_Finanzbeziehungen/Kommunalfinanzen/entlastungen-der-kommunen-durch-den-bund.html
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verwenden, die prinzipiell Anspruchsberechtigten 
als drei Bedarfsgruppen (Kinder & Jugendliche, Er-
wachsene, Haushalte) zu behandeln sowie digitale 
Antragsmöglichkeiten zu etablieren.

Auch das Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesministerium der Finanzen (BMF) 
(Beirat BMF 2023) benennt Defizite. Als zentrales 
Problem diagnostiziert der BMF-Beirat eine Zwei-
teilung der Grundsicherungssysteme zwischen 
dem Bürgergeld auf der einen Seite und der Kom-
bination von Wohngeld, Kinderzuschlag und Kin-
dergeld auf der anderen Seite. Die parallelen und 
komplexen Strukturen führen zu überlappenden 
Zuständigkeiten, uneinheitlichen Begriffsbestim-
mungen und problematischen Anreizwirkungen 
insbesondere in der Kombination der Förderinst-
rumente. Folgerichtig wird eine Neustrukturierung 
empfohlen, die sich an den Grundsicherungsbedar-
fen orientiert und die drei Säulen "Kinder", "Woh-
nen" und "alltäglicher Bedarf Erwachsener" in einer 
vereinheitlichten Grundsicherung definiert. Zu-
sätzlich empfiehlt der Beirat des BMF, durch modi-
fizierte Hinzuverdienstregeln und aufeinander ab-
gestimmte Transferentzugsraten die Arbeitsanreize 
zu stärken. Vergleichbare Empfehlungen finden 
sich bei Ortmann et al. (2025).

Zu (d): Reduktion der Nicht-Inanspruchnahme von 
Sozialleistungen

Nicht alle Leistungsberechtigten beziehen Leistun-
gen aus der Grundsicherung ("verdeckte Armut"). 
Bruckmeier und Wiemers (2018) finden mit Daten 
des Sozio-Ökonomischen Panels für 2013/14 
Nicht-Inanspruchnahme in Höhe von 43 % der 
Leistungsberechtigten für Alg II. Bei Wohngeld und 
Kinderzuschlag ergeben sich Nicht-Inanspruch-
nahmequoten von über 80 %. Studien für andere 
europäische Länder kommen zu ähnlich hohen 
Werten (Eurofound 2015, Table 1).14 Dabei ist nicht 
jede Nicht-Inanspruchnahme ein Mangel des Sys-
tems. 

Wenn aber sozialpolitische Leistungen aus Grün-
den von Intransparenz und Systemkomplexität 
nicht in Anspruch genommen werden, werden die 
Schutzziele der Instrumente nicht erreicht. In die-
ser Situation können zielgerichtete Reformen der 
Ausgestaltung der Grundsicherung ihre Wirksam-
keit erhöhen. 

14	 Oft nehmen Personen die Grundsicherung nicht in Anspruch, wenn ihre Ansprüche gering sind oder die erwartete Bezugsdauer kurz ist und 
sich der Aufwand der Antragstellung und -prüfung nicht lohnt. Auf Basis von Daten der Jahre 2007-2013 hätten 25 % der Haushalte, die trotz 
Leistungsanspruchs keine Leistungen beantragen, höchstens 150 € monatlich und 50 % höchstens 450 € erhalten (Bruckmeier et al., 2021a, 
Fig. 1).
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Verbesserungen im Steuer- und 
Transfersystem aus ökonomischer 
Sicht

Das Bürgergeld dient der Sicherung des Exis-
tenzminimums. Finanziert wird es durch die 
Umverteilung von Steuereinnahmen an die-
jenigen, die nicht in der Lage sind, ein Einkom-
men oberhalb des Grundsicherungsniveaus zu 
erzielen. Für einen Teil der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer hat es auch einen Versiche-
rungscharakter; nämlich für jene, die in ihrer 
Erwerbsbiographie sowohl längere Phasen der 
Arbeitslosigkeit mit Bürgergeldbezug haben als 
auch Phasen, in denen sie auf Bürgergeld nicht 
angewiesen sind. Das Bürgergeld bestimmt 
dann, wie groß der Einkommensverlust in den 
„harten Jahren“ relativ zu den „guten Jahren“ ist. 
Für diejenigen, die dauerhaft Transfers empfan-
gen, bestimmt es das verfügbare Einkommen 
und damit den materiellen Lebensstandard über 
die ganze Lebensspanne.

Zum Design des Steuer- und Transfersystems 
und insbesondere zu der Frage, wie Transfers 
an Geringverdienende ausgestaltet sein sollten, 
gibt es eine umfangreiche Forschungsliteratur. 
Das Gleiche gilt für das Design der Arbeitslosen-
versicherung. Beiden Literaturen gemeinsam 
ist, dass sie formale Beschreibungen wichtiger 
 politischer Zielkonflikte liefern und mit quan-
titativen Analysen verbunden werden können, 
die es erlauben abzuschätzen, ob ein gegebenes 
System sich „verbessern“ ließe.

B.1. Was ist eine „Verbesserung“?

Eine Reform ist eine Pareto-Verbesserung, 
wenn es im Übergang vom Status quo zum 
 reformierten System keine Verlierer:innen gibt. 
Wenn etwa Steuersätze so hoch sind, dass öko-

nomische Aktivität weitgehend zum Erliegen 
kommt, dann ist eine Senkung der Steuersätze 
Pareto-verbessernd. Alle profitieren von den 
höheren Einnahmen des Staates, niemand muss 
höhere Steuern zahlen, und manche profitieren 
auch noch von niedrigeren Steuersätzen. Ob 
ein Status quo sich tatsächlich in diesem Sinne 
verbessern lässt, hängt von vielen Dingen ab, 
insbesondere von den Verhaltensreaktionen der 
Betroffenen. Abschnitt B.3 diskutiert Studien, 
die zu dem Schluss kommen, dass das deutsche 
Steuer- und Transfersystem in seiner Anreiz
wirkung so problematisch ist, dass es Pareto-
verbessert werden kann.

Pareto-Verbesserungen sind unkontrovers, weil 
alle gewinnen und niemand verliert. Reformen 
des Steuer- und Transfersystems oder der 
Sozialversicherungssysteme hingegen stellen 
oft Leistungsempfänger:innen besser und Bei-
trags- oder Steuerzahlende schlechter oder um-
gekehrt. Diskussionen über die Ausgestaltung 
des „Förderns und Forderns“ im Bürgergeld 
haben diese Eigenschaft. Gleiches gilt für Refor-
men der gesetzlichen Rentenversicherung. Es 
gibt dabei Personen, die gewinnen, und solche, 
die verlieren. Daher sind solche Reformen keine 
Pareto-Verbesserungen. Wohlfahrtskriterien 
(wie beispielsweise das utilitaristische) erlauben 
es, solche Reformen im Sinne einer Kosten-
Nutzen-Analyse zu bewerten. Dabei werden die 
Gewinne der einen und die Verluste der anderen 
aggregiert und zueinander ins Verhältnis gesetzt. 
Wenn die Gewinne überwiegen, bringt die Re-
form eine sogenannte Wohlfahrtsverbesserung.

Die Literatur zur optimalen Ausgestaltung der 
Arbeitslosenversicherung greift auf dieses Kri-
terium zurück. Es wird auf ein Individuum ab-
gestellt, das „typisch“ ist – in dem Sinne, dass 
mit der gegebenen statistischen Wahrschein-
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15	 Es werden Wohlfahrtsgewinne der einen gegen Wohlfahrtsverluste der anderen abgewogen. Dabei werden die Bevölkerungsanteile der 
jeweils Gewinnenden und Verlierenden ebenso berücksichtigt wie die Tatsache, dass ein Euro für Arme schwerer wiegt als für Reiche. 
Ebenso wird berücksichtigt, dass Personen, die heute gewinnen, morgen verlieren können. In diesem Sinne stellt die Literatur also auf 
den typischen Gewinn oder Verlust einer Reform ab.

lichkeit Phasen als Beitragszahlende und Phasen 
als Leistungsbeziehende aufeinander folgen.15 
Eine Wohlfahrtsverbesserung liegt vor, wenn 
dieses typische Individuum von einer Reform 
profitiert, es also typischerweise zu einem Wohl-
fahrtsgewinn kommt. Abschnitt B.4 diskutiert 
Studien, die diesen Ansatz verwenden, um zu 
klären, inwiefern die Dauer und die Höhe des 
Leistungsbezugs sich ändern sollten, wenn sich 
die Arbeitsmarktbedingungen verändern. Eine 
zentrale Schlussfolgerung ist, dass unter den 
aktuellen Bedingungen einer alternden Bevöl-
kerung mit einem Mangel an Arbeitskräften die 
Balance zwischen der Abmilderung von Ein-
kommensverlusten und Anreizen zur Beschäfti-
gungsaufnahme anders aussehen sollte als An-
fang der 2000er Jahre, also in Jahren mit hoher 
struktureller Arbeitslosigkeit. Heute sollte mehr 
Gewicht auf den Anreizen liegen und weniger 
Gewicht auf der Glättung des verfügbaren Ein-
kommens.

B.2. Wohlfahrtssteigerungen im Steuer- und 
Transfersystem

Die Literatur zur Ausgestaltung des Steuer- und 
Transfersystems analysiert das Verhältnis zweier 
separater Effekte: Erstens erlauben Steuerein-
nahmen Transfers von verfügbarem Einkom-
men von „reichen“ zu „armen“ Haushalten. 
Potentiell können solche Transfers daher wohl-
fahrtssteigernd im Sinne der obigen Kosten-
Nutzen-Betrachtung sein. Zweitens verändert 
das Steuersystem die Anreize zur Einkommens-
erzielung. Verhaltensanpassungen der Steuer-
zahlenden kosten den Staat Einnahmen und 
reduzieren für sich genommen die Wohlfahrt. 

Es gibt eine breite Literatur zum Thema der op-
timalen Besteuerung, die diese beiden Effekte 
ins Zentrum stellt. Ein optimaler Abgleich führt 
zum Ergebnis, dass Einkommenstransfers wün-
schenswert sind, nicht jedoch ein vollständiger 
Ausgleich der verfügbaren Einkommen, siehe 
etwa Mirrlees (1971) oder Hellwig (2007).

Der Abgleich zwischen den Effizienzverlusten 
der Besteuerung und den  Wohlfahrtsgewinnen 
der Umverteilung hängt davon ab, wie stark 
Steuerzahlende auf eine Veränderung von 
Steuersätzen reagieren, siehe Feldstein (1995), 
Diamond (1998) und Saez (2001), Saez et al. 
(2012). Je stärker sie reagieren, desto niedriger 
sind optimale Steuersätze und die Transfers an 
Geringverdienende.

B.3. Pareto-Verbesserungen im Steuer- und 
Transfersystem

Eine jüngere Weiterentwicklung dieser Litera-
tur legt den Schwerpunkt auf die Analyse von 
Reformoptionen in bestehenden Systemen – im 
Gegensatz zur abstrakten Charakterisierung 
eines optimalen Systems. Bierbrauer et al. 
(2023) entwickeln Methoden zur Identifizierung 
 Pareto-verbessernder Reformen. Diese Ansätze 
wurden auf das deutsche Steuersystem ange-
wendet von Bierbrauer et al. (2021) und im Gut-
achten von Peichl et al. (2023) für das BMAS.

Zentrales Ergebnis dieser Analysen ist, dass 
das deutsche Steuer- und Transfersystem bei 
Geringverdienenden die Anreize zur Einkom-
menserzielung in solcher Weise hemmt, dass 
Pareto-Verbesserungen möglich sind. Das Zu-



10 2. WAS SIND DIE PROBLEME?

16	 Für den Zusammenhang zwischen Arbeitslosenversicherung und Konjunkturverlauf siehe Summers (2010), Schmieder et al. (2012) oder 
Farber et al. (2015).

17	 Eine aktuelle Arbeit zur Bedeutung von Arbeitsmarktbedingungen für die Gestaltung der Arbeitslosenversicherung ist Piqueras (2025).

sammenspiel von Sozialabgaben und Transfer-
entzugsraten führt dazu, dass in bestimmten 
Einkommensbereichen von einem hinzuver-
dienten Euro oft weniger als 10 Cent in der 
eigenen Tasche bleiben. Eine Senkung der Trans-
ferentzugsraten wäre selbst-finanzierend und 
damit eine Pareto-Verbesserung.

B.4. Wohlfahrtssteigerungen in der 
Arbeitslosenversicherung

Im Zentrum der Literatur zur optimalen Ge-
staltung der Arbeitslosenversicherung stehen 
das Bedürfnis einer Versicherung gegen Ein-
kommensverluste und die Anreize, sich im 
Fall der Arbeitslosigkeit um einen neuen Job 
zu bemühen. Je höher die Risikoaversion der 
Individuen ist, desto eher sind sie bereit, als Bei-
tragszahlende für eine nach Höhe und Bezugs-
dauer großzügige Versicherung aufzukommen, 
um dann als Leistungsempfänger:innen nicht 
allzu große Einbußen hinnehmen zu müssen. 
Eine Vollversicherung ist aber nicht wünschens-
wert, weil dann die Anreize zur Aufnahme einer 
neuen Beschäftigung zu sehr leiden würden, 
siehe Baily (1978) und Chetty (2006).

Für die Frage, wie großzügig die Arbeitslosen-
versicherung sein sollte, spielt dabei insbeson-
dere eine Rolle, wie aussichtsreich das Bemühen 
um einen neuen Job ist. In einer schweren Re-
zession ist es schwieriger, einen Job zu finden, 
als in einem Boom. Dies rechtfertigt es etwa, in 
einer Rezession die Bezugsdauer zu verlängern. 
Das Anreizargument verliert an Gewicht, wenn 
auch vermehrte Anstrengungen nur geringe 

Erfolgsaussichten haben. Analog dazu ist es im 
Boom gerechtfertigt, die Versicherung restrikti-
ver zu gestalten.16

Diese Erwägungen spielen auch für die aktu-
elle Diskussion zur Reform des Bürgergelds 
eine Rolle. Die letzte fundamentale Reform der 
Grundsicherung war die sogenannte Hartz-
Reform Anfang der 2000er Jahre. Anlass der 
Reform waren hohe Lohnersatzleistungen (vgl. 
Beirat BMWT 2002), hohe Lohnnebenkosten 
sowie eine dauerhaft hohe Arbeitslosenquote 
mit einem hohen Anteil an Langzeitarbeitslosen. 
Auch heute sind die Lohnnebenkosten Anlass 
für Sorgen. Getrieben werden sie aber durch die 
Kosten der Renten- und Pflegeversicherung. Die 
Arbeitsmarktbedingungen sind heute andere. 
Es herrscht ein Mangel an Arbeits- und Fach-
kräften. Der Zielkonflikt zwischen Anreizen für 
das Bemühen um Arbeit und dem Abfedern von 
Einkommensverlusten stellt sich daher heute 
anders dar als zu Zeiten der Hartz-Reformen. 
Unter der Annahme, dass sich seither wesent-
liche Arbeitsmarktbedingungen geändert haben, 
lassen sich Sanktionen für mangelnde Bemü-
hungen um Beschäftigung heute noch besser 
rechtfertigen.17

Tatsächlich haben sich seit den 2000er Jahren 
aber nicht nur die Arbeitsmarktbedingungen 
geändert, sondern auch zahlreiche makroöko-
nomische Variablen. Dies wird in Abschnitt 2.1 
auch hinsichtlich der Implikationen für ein 
optimales Design der Arbeitslosenversicherung 
diskutiert.
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3. 	�Welche Elemente muss eine Reform
enthalten?

3.1	 Systemkomplexität

Aktueller Stand:

Die zentralen systemischen Herausforderungen der 
gegenwärtigen Organisation der Grundsicherung 
wurden bereits in verschiedenen Gutachten18 und 
im Koalitionsvertrag 2025 (CDU-CSU-SPD 2025, 
vgl. Zeilen 442-466) herausgearbeitet.

Bewertung & Empfehlung: 

Neben den Anpassungen der Regelungselemente 
des Bürgergeldes sind grundlegendere Schritte 
zur Modernisierung und Effizienzsteigerung im 
Grundsicherungssystem erforderlich. Dazu gehö-
ren an erster Stelle die Koordination und Neuaus-
richtung der Grundsicherungsinstrumente und die 
Bündelung der Zuständigkeiten über die verschie-
denen Bundesministerien hinweg. Weiterhin sind 
die einheitliche Definition und Abgrenzung zentra-
ler Begriffe über die Regelungsbereiche hinweg, die 
Vereinfachung und Digitalisierung des Zugangs zur 
Grundsicherung ("one-stop-shop") sowie im Detail 
ein Abbau der Bürokratiekosten etwa durch Ver-
einfachungen im Verwaltungsbereich nötig. Dazu 
zählen beispielsweise die Harmonisierung von 
Software-Anwendungen, Vereinfachungen bei den 
Formerfordernissen im Vorlauf einer Leistungs-
minderung oder Erleichterungen im innerbehörd-
lichen Umgang mit Datenschutzvorgaben. 

Durch die Neustrukturierung der verschiedenen 
sozialpolitischen Instrumente (Bürgergeld, Wohn-
geld, Kinderzuschlag, Kindergeld) sollte die Kom-
plexität so reduziert werden, dass die Strukturen 
die Inanspruchnahme von Leistungen durch Be-
dürftige nicht behindern. Es sollte Transparenz 
über Zuverdienstregelungen im Zusammenspiel 

verschiedener Sozialleistungen hergestellt und 
Transferentzugsraten möglichst so weiterent
wickelt werden, dass sie Anreize für die Erwerbs
tätigkeit erhöhen. Der Beirat unterstützt diese For-
derungen mit Nachdruck. 

Um angesichts der komplexen Ausgangslage und 
potentiell widerstreitender Ressortinteressen 
konstruktiv auf Fortschritte hinzuarbeiten, könnte 
es nützlich sein, die Federführung für dieses 
umfassende und anspruchsvolle Reformvorhaben 
an eine neutrale Stelle außerhalb der betroffenen 
Ressorts, etwa in die Hände des Ministeriums für 
Digitales und Staatsmodernisierung, zu geben. 

Zusätzlich setzt sich der Beirat für Ex-ante- und 
Ex-post-Evaluationen ein und schlägt vor, den Be-
zug des Bürgergelds einem Praxischeck-Verfahren 
zu unterziehen. Die im Koalitionsvertrag (Zeile 479) 
vorgesehenen Ex-post-Praxischecks sollten zu Ex-
ante-Praxischecks weiterentwickelt werden, die 
ressortübergreifend eingesetzt werden sollten (vgl. 
Beirat BMWK 2025). Der Beirat erwartet von diesen 
Reformschritten eine Steigerung der Effizienz so-
wie der Akzeptanz sozialpolitischer Maßnahmen.

3.2	 Vermittlungsvorrang und Umgang 
mit Weiterbildung

Aktueller Stand: 

Durch die Einführung des Bürgergelds wurde der 
im Alg II bestehende Vermittlungsvorrang ab-
geschafft und Anreize zur Aufnahme von Weiter-
bildung verstärkt. Unter den Regeln des Alg II 
mussten Jobcenter Leistungsbeziehende schnellst-
möglich in eine beliebige verfügbare Arbeitsstelle 
vermitteln, um den Leistungsbezug rasch zu been-

18	 Vgl. Peichl et al. (2023), Jäkel et al. (2025), Ortmann et al. (2025) und Beirat BMF (2023).
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den. Das Bürgergeld hingegen stellt die dauerhafte 
Arbeitsmarktintegration ins Zentrum. Das bedeutet 
im Einzelfall, dass Möglichkeiten einer Weiterbil-
dung, Fortbildung oder Ausbildung genutzt werden 
können, selbst wenn sie den Eintritt in die Er-
werbstätigkeit verzögern.

Mit dem Bürgergeldgesetz wurde das Weiterbil-
dungsgeld (monatlich 150 €) eingeführt, welches 
bei Absolvieren einer berufsabschlussbezogenen 
Weiterbildung gezahlt werden kann.19

Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung 
kehrt zur Betonung des "Förderns und Forderns" 
zurück und sieht die Wiedereinführung des Ver-
mittlungsvorrangs vor: "Für die Menschen, die 
arbeiten können, soll der Vermittlungsvorrang 
gelten. Diese Menschen müssen schnellstmöglich 
in Arbeit vermittelt werden." (Zeile 506-508, CDU-
CSU-SPD 2025)

Stand der Literatur:

Es liegen noch keine Ex-post-Evaluationsstudien 
zur Aufhebung des Vermittlungsvorrangs und zur 
Einführung des Weiterbildungsgeldes im Rahmen 
des Bürgergelds vor.20 Eine Stellungnahme vom 
August 2023 (Anger et al. 2023, Abschnitt 2.2, siehe 
auch Bauer et al. 2022) setzt sich mit den Reformen 
des Bürgergelds vor dem Hintergrund der empiri-
schen Evidenz auseinander. Die Autoren kommen 
zu einer grundsätzlich positiven Ex-ante-Bewer-
tung einer Aufhebung des Vermittlungsvorrangs 
und einer Einführung des Weiterbildungsgelds. Sie 

weisen auf besondere Herausforderungen bei der 
Gruppe der Leistungsbeziehenden hin, die poten-
tiell von negativen Lernerfahrungen geprägt sind. 
Um zu vermeiden, dass schlecht passende Maßnah-
men aufgrund finanzieller Anreize verfolgt werden, 
sollte auf individuelle Passung geachtet werden.21

Die Literatur weist auf viele Beispiele für günstige 
Einflüsse von Fallmanagerinnen und Fallmanagern 
für die von ihnen betreuten Personen hin. Im De-
tail können dabei die Eigenschaften der Fallmana-
gerinnen sowie Fallmanager und ihre Passung zu 
den Betreuten eine Rolle spielen. Insgesamt ist eine 
intensivere Betreuung mit besseren Ergebnissen 
verknüpft (Böheim et al. 2023, Le Barbanchon et 
al. 2024). In ihrer Metastudie über die Programme 
aktiver Arbeitsmarktpolitik untersuchen Card et al. 
(2018) die Auswirkungen unterschiedlicher Maß-
nahmen über die kurze, mittlere und lange Frist für 
unterschiedliche Betroffenengruppen.22 Die Auto-
ren finden günstige Effekte von Trainingsmaßnah-
men und Humankapitalinvestitionen, die sich aber 
erst in mittlerer Frist offenbaren. Besonders pro-
fitieren im Mittel Frauen und Langzeitarbeitslose. 
Der Nutzen für Ältere und Jüngere ist geringer als 
für Personen mittleren Alters. Die Autoren weisen 
aufgrund der heterogenen Effekte darauf hin, dass 
es sinnvoll ist, die Programmzuweisung im Einzel-
fall zu entscheiden.

Bewertung & Empfehlungen: 

Vor diesem Hintergrund spricht sich der Beirat 
gegen den Plan der Bundesregierung aus, den 

19	 Die Weiterbildungsprämie wurde mit dem Bürgergeldgesetz entfristet. Für bestandene Zwischen- bzw. Abschlussprüfungen in einem 
Ausbildungsberuf werden einmalig 1.000 bzw. 1.500 € ausbezahlt.

20	 Das Bürgergeld-Gesetz sieht eine Evaluation vor. Die Ergebnisse der 18 geplanten einzelnen Evaluationsprojekte sind teilweise bis Ende 2025 
und teilweise bis Ende 2026 vorzulegen (vgl. Bähr et al. 2023). 

21	 Ortmann et al. (2025) beschreiben den Verbleib von Maßnahmenteilnehmenden in zwei Maßnahmearten (Aktivierung und berufliche 
Eingliederung vs. Förderung der beruflichen Weiterbildung) für den Zeitraum April 2023–März 2024, was aber noch keine Rückschlüsse auf die 
Wirksamkeit der Bürgergeldreform zulässt. Weber (2024) stellt einen Rückgang der Beschäftigungseintritte nach der Bürgergeldreform fest.

22	 Ein Überblicksartikel mit ähnlichen Schlussfolgerungen ist McCall et al. (2016). Ältere Evidenz zur Wirkung von Weiterbildung in Deutschland 
findet sich bei Biewen et al. (2014) und Lechner et al. (2011).
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bedingungslosen Vermittlungsvorrang wieder 
einzuführen. Angesichts der heterogenen Voraus-
setzungen der betroffenen Leistungsbeziehenden 
erscheint es sinnvoll, den Ermessensspielraum der 
individuellen Fallmanagerinnen und Fallmanager 
im Jobcenter zu stärken, die sich je nach Einzelfall 
für eine rasche Vermittlung oder die Eingliederung 
und Incentivierung von weiterbildenden Maß-
nahmen entscheiden können.23 Eine Ausweitung 
der Ermessensspielräume der Fallmanagerinnen 
und Fallmanager24 muss dabei mit der Möglich-
keit einer Erfolgsmessung der Fallmanagerinnen 
und Fallmanager verknüpft werden. Die Erfolge 
der Weiterbildungsmaßnahmen sollten evaluiert 
werden. 

Zusätzlich sollte vor einer Neuordnung der rele
vanten Regelungen die Ex-post-Evaluation der 
Bürgergeldreformen konsultiert werden (vgl. Bähr 
et al. 2023). Hier wäre ein beschleunigter Zugriff auf 
die Forschungsergebnisse der Evaluationsvorhaben 
hilfreich. Der Beirat erwartet von diesem Reform-
schritt eine Steigerung der Effektivität und Nach-
haltigkeit der Vermittlung in Arbeit.

3.3	 Leistungsminderungen

Aktueller Stand: 

Leistungsminderungen bzw. Sanktionen können 
gegenüber Leistungsberechtigten verhängt werden, 
wenn diese ihren Mitwirkungspflichten bei der 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt nicht nachkom-
men. In der Praxis sind Sanktionen rar. Sie sind 
seit Einführung des Bürgergeldes noch seltener 
geworden (Wolf 2024). Von April 2023 bis Februar 
2024 wurden monatlich rund 24.000 neue Sanktio-

nen ausgesprochen. Die durchschnittliche Sank-
tionsquote in diesem Zeitraum betrug damit 0,6 % 
(Statistik BA 2024a, 2024b). Dies ist ein deutlicher 
Rückgang im Vergleich zu einer Sanktionsquote 
von 3,1 % im Jahr 2019 (Fitzenberger 2024).

Im Jahr 2024 wurden 86,3 % aller 369.200 Leistungs
minderungen aufgrund von Meldeversäumnissen 
ausgesprochen, die mit einer Kürzung des Regel-
bedarfs um 10 % geahndet wurden. Sanktionen bei 
Pflichtverletzungen (z.B. verweigerte Aufnahme 
oder Fortführung einer Arbeit, Ausbildung oder 
Teilnahme an einer Eingliederungsmaßnahme) 
machten 6,3 % der Fälle aus. Weitere 4,6 % der Leis-
tungsminderungen wurden ausgesprochen, weil 
eigenes Einkommen bzw. Vermögen bewusst ver-
mindert bzw. unwirtschaftliches Verhalten gezeigt 
wurde (BA 2025c). Im Mittel wurden 2024 die Leis-
tungen um 7,8 % oder 62 € gemindert.

In einem viel beachteten Urteil bewertete das 
Bundesverfassungsgericht 2019 die Sanktions-
praxis zwar grundsätzlich als verfassungskonform. 
Allerdings hat es bspw. solche Sanktionen als ver-
fassungswidrig eingestuft, die etwa bei wieder-
holten Pflichtverletzungen innerhalb eines Jahres 
die Höhe von 30 % des maßgebenden Regelbedarfs 
übersteigen oder zu einem Wegfall der Leistungen 
führen. Die Sanktionen für unter 25-Jährige wur-
den verworfen und waren seither ausgesetzt. Die 
Sanktionsdauer musste verkürzt werden, wenn die 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten entweder 
nachträglich ihre Pflichten erfüllen oder aber eine 
glaubhafte Bereitschaft zur Pflichterfüllung zeigen 
(vgl. BVerfG 2019). 

Das Bürgergeldgesetz hat die Vorgaben des BVerfG 
umgesetzt und die Sanktionsregeln im Vergleich 

23	 Im Rahmen einer Evaluation der Eingliederungsvereinbarungen im Alg II empfehlen auch Bernhard und Senghaas (2021) eine Ausweitung des 
Ermessensspielraums für Arbeitsvermittelnde.

24	 Im Sozialstaat erlauben Ermessensentscheidungen, den besonderen Umständen des Einzelfalls Rechnung zu tragen (vgl. §38 und 39 SGB I). Dies 
kann sinnvoll sein, wenn entscheidungsrelevante Faktoren nicht allgemeingültig auf dem Verordnungsweg geregelt werden können.
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zur Regelung des Alg II deutlich entschärft. Die 
Sanktionshöhe im Bürgergeld beträgt maximal 
30 % des Regelbedarfs, die Sanktionsdauer maximal 
3 Monate, die zuvor besonders scharfen Sonder-
regeln für unter 25-Jährige wurden abgeschafft. Es 
wurden Härtefallregeln und die Möglichkeit, Sank-
tionen vorzeitig aufzuheben, eingeführt. Bereits im 
Jahr 2024 hat die Bundesregierung die Regelungen 
jedoch wieder verschärft und bei wiederholter 
Arbeitsverweigerung den vollständigen Entzug des 
Regelbedarfs ermöglicht. Auch die nicht mehr um-
gesetzten, im Rahmen der Wachstumsinitiative ge-
planten Reformen der alten Bundesregierung (Kabi-
nettsbeschluss vom 02.10.2024) beabsichtigten eine 
weitere Verschärfung der Leistungsminderungen. 

Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung 
sieht nun vor, "Sanktionen im Sinne des Prinzips 
Fördern und Fordern (zu) verschärfen. Sanktionen 
müssen schneller, einfacher und unbürokratischer 
durchgesetzt werden können." (Zeilen 513-514, 
CDU-CSU-SPD 2025)

Stand der Literatur:

Die empirische Forschungsliteratur zur Wirksam-
keit von Leistungsminderungen wird bei Bauer et 
al. (2022) ausführlich dargestellt. Sanktionen erwei-
sen sich als durchaus wirkungsvoll bei der Wieder-
eingliederung in den Arbeitsmarkt, besonders bei 
jungen Leistungsbeziehenden (van den Berg et al. 
2021). Wolf (2024) findet sogar Ex-ante-Wirkungen 
von Sanktionen, d.h. allein das Risiko, sanktioniert 
zu werden, erhöht die Übergangsrate in sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigung, bei teilweise 
reduzierten Erwerbseinkommen. Sanktionen erhö-
hen jedoch auch die Wahrscheinlichkeit, dass eine 
Person in der Folge den Kontakt zum Jobcenter 

abbricht oder mit seelischen Problemen zu kämp-
fen hat (Bruckmeier et al. 2018). Befragungen von 
Mitarbeitenden im Jobcenter wie auch von Leis-
tungsbeziehenden selbst zeigen, dass eine Mehrheit 
Sanktionen bei Nichterfüllung der Mitwirkungs- 
und Meldepflichten für wichtig und zielführend 
hält (Wolff 2022). Sanktionen erhöhen die Wahr-
scheinlichkeit eines Übergangs in Beschäftigung. 
Sie reduzieren allerdings auch die Beschäftigungs-
qualität für Leistungsbeziehende (Bauer et al. 2022). 

Bewertung & Empfehlungen: 

Der Beirat unterstützt das Vorhaben der Bundes-
regierung, Mitwirkungspflichten zu stärken und 
die Anwendung von Leistungsminderungen zu 
intensivieren. Dies fördert die Integration in den 
Arbeitsmarkt, kann dazu beitragen, Schwarzarbeit 
von Leistungsempfängerinnen und Leistungs
empfängern zu reduzieren, und genügt Fairness
ansprüchen an Grundsicherungsbeziehende. 

3.4	 Schonvermögen und Karenzzeiten

Aktueller Stand: 

Mit der Bürgergeldreform wurde neu eine Karenz-
zeit von 12 Monaten für die Anrechnung von nicht 
erheblichem Vermögen eingeführt.25 Selbstbe-
richtetes erhebliches Vermögen steht weiter einer 
Leistungsberechtigung bereits im ersten Jahr im 
Wege. Vermögen ist in diesem Sinne dann erheb-
lich, wenn es für eine leistungsberechtigte Person 
in der Bedarfsgemeinschaft 40.000 € und für jedes 
weitere Mitglied 15.000 € übersteigt. Eine Übertra-
gung nicht ausgenutzter Beträge zwischen den Per-
sonen ist möglich. Selbstgenutztes Wohneigentum 

25	 Dieses Instrument war für die Zeit der Corona-Pandemie mit dem Sozialschutz-Paket I (27.03.2020) eingeführt worden. Im Rahmen der Bürger-
geldreform wurde die Einführung der Karenzzeit damit begründet, dass (a) Betroffene sich verstärkt auf die Arbeitssuche statt auf die Vermö-
gensverwertung konzentrieren sollten, (b) der Verwaltungsaufwand im Rahmen der Antragstellung reduziert werden sollte und (c) viele Bedürf-
tigkeiten nur kurzfristig und vorübergehender Natur sind (s. Bruckmeier et al. 2025).
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wird nicht berücksichtigt. Nach Ablauf der Karenz-
zeit beträgt das Schonvermögen pro Person der 
Bedarfsgemeinschaft 15.000 €, wobei Freibeträge 
zwischen Personen übertragen werden können. 
Diese pauschalisierende Regel ersetzt die bisherige 
Altersabhängigkeit des Schonvermögens. Einige 
Gegenstände werden beim Schonvermögen nicht 
berücksichtigt.26 

Das Schonvermögen wurde durch die Bürgergeld-
reform zum Teil deutlich angehoben (bis zu einer 
Verdreifachung) und die Komplexität der Berech-
nung wurde durch den Verzicht auf Altersabhängig-
keit reduziert (vgl. Bruckmeier et al. 2025, Tabelle 2). 
Die nicht mehr umgesetzten, im Rahmen der 
Wachstumsinitiative vorgesehenen Reformen der 
alten Bundesregierung (Kabinettsbeschluss vom 
02.10.2024) beinhalteten eine Verkürzung der Ka-
renzzeit für Schonvermögen von 12 auf 6 Monate. 

Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung 
sieht vor, die Karenzzeit für Vermögen abzuschaf-
fen und die Höhe des Schonvermögens wieder an 
die Lebensleistung zu koppeln, z.B. an die Anzahl 
der Arbeitsjahre. 

Stand der Literatur:

Bereits unter den Regeln des Alg II spielte das 
Schonvermögen keine sehr große Rolle. Beste et 
al. (2021) überprüfen die Relevanz des Schonver-
mögens für den Zugang zur Grundsicherung. Sie 
zeigen, dass 9 % aller Neuzugänge von Bedarfs-

gemeinschaften in der Zeit von 2013 bis 2019 be-
richten, zunächst eigenes Vermögen aufgebraucht 
zu haben.27 Dies hat für circa die Hälfte der Be-
troffenen nicht mehr als 1-2 Monate gedauert. Im 
Durchschnitt der betroffenen 9 % der Neuzugänge 
hat sich durch die Vermögensanrechnung der Ein-
tritt in die Grundsicherung um knapp fünf Monate 
verzögert.28

Bauer et al. (2022, Abschnitt 2.2) diskutieren die 
Auswirkungen eines großzügigeren Vermögens-
schutzes auf die Anzahl der potentiell Leistungsbe-
rechtigten und halten die Effekte für geringfügig. 
Auch Bruckmeier et al. (2025, Abschnitt 4.2) legen 
dar, dass die Vermögenskarenzzeit in der Praxis 
kaum eine Rolle spielt. Geringverdienende verfü-
gen in der Regel – nach Abzug von Wohneigentum 
und Auto – nicht über relevante Vermögenswerte. 
Befragungsdaten ergeben, dass auch unter den 
Erwerbspersonen, die kein Bürgergeld beziehen, 
nur 14 % so hohe Aktiva haben, dass sie von der 
Karenzzeitregel profitieren würden.29 Die Autoren 
weisen darauf hin, dass eine personenbezogene 
Berechnung der Karenzzeit mit möglichen Unter-
brechungszeiten zusätzliche Verwaltungsaufwände 
generiert. Zusatznutzen wie auch Zusatzkosten der 
großzügigeren Ausgestaltung des Schonvermögens 
scheinen letztlich gering zu sein. 

Bewertung & Empfehlungen:

Das Schonvermögen soll grundsätzlich Bedürftige 
bei kurzfristigen Hilfebedarfen davor schützen, 

26	 Dazu gehören ein angemessener Hausrat, ein angemessenes Kfz pro erwerbsfähige Person, für die Altersvorsorge bestimmte Versicherungsver-
träge (neu ohne Höchstgrenze), Altersvorsorgevermögen in angemessener Höhe bei Selbständigen, selbstgenutztes Hausgrundstück oder Eigen-
tumswohnung in definierter Größe sowie Vermögen zum Zweck der Immobilienbeschaffung.

27	 Unter allen Zugängen in den Grundsicherungsbezug machen Neuzugänge nur ca. ein Viertel aus. In den anderen Fällen handelt es ich um wie-
derholte Zugänge in den Grundsicherungsbezug. Obwohl ältere Personen grundsätzlich höhere Vermögensfreibeträge haben, waren sie von der 
Vermögensanrechnung im Mittel stärker betroffen.

28	 Zusätzlich könnten Hilfebedürftige aufgrund der Vermögensprüfung von der Antragstellung Abstand genommen haben, was unter Umständen 
die verdeckte Armut erhöht; dieser Effekt kann nicht beobachtet werden.

29	 Die Befragung hat verbeamtete und selbständige Personen nicht berücksichtigt (vgl. Bruckmeier et al. 2025).



16 3. WELCHE ELEMENTE MUSS EINE REFORM ENTHALTEN? 

Vermögenspositionen auflösen zu müssen. Damit 
soll eine langfristige Schlechterstellung und ggf. 
dauerhafte Hilfebedürftigkeit im Alter vermieden 
werden. Dieser Schutz wurde durch die Einführung 
der Karenzzeit verstärkt. Der Beirat schließt sich 
der Einschätzung von Bruckmeier et al. (2025) an, 
dass eine Abschaffung der Karenzzeit die soziale 
Treffsicherheit des Bürgergelds erhöht.30 Um Liqui
ditätsprobleme von Betroffenen zu adressieren, 
könnte stattdessen verstärkt auf Darlehen – ggf. 
besichert durch illiquide Vermögenswerte - zurück
gegriffen werden.31 Zusätzlich könnten die Gren-
zen des Schonvermögens regelmäßig an die Preis-
entwicklung angepasst werden. 

Für eine großzügige Ausgestaltung des Schonver-
mögens spricht, dass es Anreize zur individuellen 
Selbstversicherung durch Sparen (und Erwerbs-
tätigkeit) verstärken kann. Darüber hinaus ist aus 
theoretischer Sicht die unterschiedliche Behand-
lung von Finanz- und Immobilienvermögen bei 
der Definition von Schonvermögen nicht plausibel 
– auch wenn Ersteres liquider sein mag.

Angesichts des geringen Nettovermögens in breiten 
Teilen der allgemeinen Bevölkerung sieht er die mit 
dem Bürgergeld neu eingeführte Karenzzeit und 
die damals erfolgte starke Anhebung des Schonver-
mögens insgesamt – in Anerkennung der Gegenar-
gumente – jedoch überwiegend kritisch. Nach dem 
Subsidiaritätsprinzip sollte der Schutz durch die 
Allgemeinheit nachrangig zur Selbsthilfe eintreten, 
was durch Schonvermögen unterlaufen wird. 

Der Beirat unterstützt Vorschläge zur verwaltungs-
mäßigen Vereinfachung der Vermögensprüfung.

3.5	 Kosten der Unterkunft und 
Karenzzeit

Aktueller Stand:

Die Grundsicherungsleistungen umfassen neben 
den Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts auch Mittel für angemessene Aufwendungen 
für Unterkunft und Heizung. Über die Angemessen-
heit der geltend gemachten Kosten wird im Einzel-
fall entschieden, so dass regionale Unterschiede im 
Mietpreisniveau ebenso Berücksichtigung finden 
wie die Größe der Bedarfsgemeinschaft.32 In ange-
spannten Mietmärkten müssen Leistungsempfän-
ger:innen nachweisen, dass sie sich um günstigeren 
Wohnraum bemüht haben. Wenn Leistungsbe-
rechtigte im eigenen Wohnraum wohnen, können 
angemessene Kosten anerkannt werden. 

Die Reformdiskussion betrifft die Frage, wie lange 
unangemessen großzügiger Wohnraum als Bedarf 
anerkannt wird. Im Rahmen der Regelungen des 
Alg II wurden unangemessen hohe Kosten als 
Bedarf für längstens 6 Monate anerkannt, wenn es 
den Betroffenen nicht möglich oder zumutbar war, 
die Aufwendungen (z.B. durch Wohnungswechsel 
oder Vermietung) zu senken. Im Rahmen des Bür-
gergelds wurde – aufbauend auf eine großzügigere 
Regelung während der Corona Pandemie – eine 
zwölfmonatige Karenzzeit eingeführt. In dieser Zeit 
werden die Wohnkosten unabhängig von der Höhe 
voll erstattet (für die Heizkosten hingegen findet 
weiterhin eine Angemessenheitsprüfung statt), 
um den Betroffenen mehr Zeit für Qualifizierung 
und Jobsuche zu lassen und soziale Härten zu ver-

30	 In einer Befragung von Jobcenter-Beschäftigten gaben 54 % an, dass sie die Karenzzeit Vermögen als eher ungerecht (33 %) oder ungerecht (21 
%) empfinden (vgl. Bruckmeier et al. 2025, Abbildung 4). In der Bevölkerungsbefragung war die Mehrheit allerdings für eine Karenzzeit (ebd., 
Abb. 1-3).

31	 Im Fall von Privatinsolvenz geht der Darlehensbetrag für den Staat allerdings verloren.

32	 In Einzelfällen kann eine Senkung der Unterkunftskosten unzumutbar sein, wodurch auch unangemessen hohe Unterkunftskosten übernommen 
werden müssen (z.B. Kinderbetreuung, Betreuung Pflegebedürftiger, hohes Alter der Betroffenen).
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meiden. Die neue Bundesregierung plant gemäß 
Koalitionsvertrag, die "Karenzzeit Wohnen" wieder 
abzuschaffen.

Stand der Literatur:

Die Auswirkungen der finanziellen Unterstützung 
für Wohnkosten auf das Arbeitsangebot sind empi-
risch nicht eindeutig. Jacob und Ludwig (2012) fin-
den kein erhöhtes Arbeitsangebot in Reaktion auf 
die Bereitstellung von Wohnkosten-Gutscheinen 
in Chicago; auch Zhang (2025) bestätigt negative 
Arbeitsangebotseffekte für das "US Housing Choice 
Voucher Program". Fetzer et al. (2023) untersuchen 
die Auswirkungen einer Reduktion der Wohnkos-
tenunterstützung im Vereinigten Königreich und 
zeigen einen Anstieg in der Wohnungslosigkeit. 
Während die Einführung der Karenzzeit im Bürger
geld erst 2026 evaluiert sein wird, verweisen Bähr 
et al. (2025) auf Umfrageergebnisse bei Betroffenen 
und Jobcenterbeschäftigten. Die Betroffenen mit 
unangemessenen Wohnkosten machen sich zu 
70 % Sorgen, die aktuelle Wohnung zu verlieren, 
und planen, die Mehrkosten ggf. aus Regelsatz oder 
Schonvermögen zu bestreiten. Die Wohnkosten 
sind häufiges Thema der Beratungsgespräche im 
Jobcenter. Dennoch gehen die Mitarbeitenden 
mehrheitlich nicht davon aus, dass die Entlastung 
durch die Karenzzeit für zusätzliche Qualifizierung 
und Jobsuche genutzt wurde. Immerhin sehen 
37 % der Mitarbeitenden, dass durch die Karenz-
zeit soziale Härten vermieden werden konnten.33 
Verwaltungsvereinfachungen konnten laut Bähr et 
al. (2025) durch die Neuregelungen ebenfalls kaum 
erreicht werden.

Bewertung & Empfehlungen: 

Derzeit liegt keine abschließende Evaluation der 
mit dem Bürgergeld eingeführten Karenzzeit für 
die Kosten der Unterkunft vor. Es scheint unsicher, 
ob das Ziel der Karenzzeit, nämlich eine verstärkte 
Jobsuche oder Qualifikation, erreicht wurde. Der 
Beirat sieht die eingeführten großzügigeren Karenz-
zeiten insbesondere mit Blick auf solche Personen 
kritisch, die sich entsprechende Wohnsituationen 
ohne Grundsicherungsbezug nicht leisten könnten. 
Zusätzlich sprechen die höheren fiskalischen Kos-
ten34 gegen die mit dem Bürgergeld eingeführten 
Karenzzeiten.

3.6	 Integration in Erwerbstätigkeit

Aktueller Stand:

Das Bürgergeld ist als Grundsicherungsleistung für 
solche Personen konzipiert, die mindestens 3 Stun-
den pro Tag erwerbsfähig sein können. Diese Per-
sonen können Vermittlungshemmnisse aufweisen; 
dazu zählen bspw. gesundheitliche Einschränkun-
gen, ein höheres Alter, schlechte Deutschkennt-
nisse, fehlende Schul- und Ausbildungsabschlüsse 
sowie zeitliche Verpflichtungen durch die Pflege 
von Angehörigen oder Kinderbetreuung. Beste 
und Trappmann (2016) verweisen darauf, dass er-
werbsfähige Leistungsbeziehende zu 32 % zwei und 
zu 46 % mindestens drei Arbeitsmarkthemmnisse 
aufweisen. Bruckmeier et al. (2021b) bestätigen, 
dass unter allen Zugängen in die Grundsicherung 
zwischen 2010 und 2016 − nach Ausschluss der Ge-
flüchteten − mindestens 42,6 % weder über eine 
berufliche Ausbildung noch über einen Hoch-
schulabschluss verfügten. Diese Gruppe hatte die 

33	 Gleichzeitig sehen 14 % dies nicht oder eher nicht so und 49 % antworten 'teils/teils'.

34	 Der Landkreistag protestiert gegen die mit der Karenzzeit Wohnung verbundenen fiskalischen Belastungen und Ausgabensteigerungen (FAZ vom 
21.06.2025; von 2022 bis 2025 stiegen die Ausgaben um 34 %). 



18 3. WELCHE ELEMENTE MUSS EINE REFORM ENTHALTEN? 

höchste Verbleiberate im Grundsicherungsbezug.35 
Die Vermittlung in Arbeit ist somit oft herausforde-
rungsreich. 

Der Gesetzgeber hat daher Fördermaßnahmen 
vorgesehen (s. §16-§16k SGB II). So können etwa 
Lohnkostenzuschüsse und Coaching einen Beitrag 
leisten. Im Rahmen des Teilhabechancengesetzes 
wurden diese Instrumente seit 2019 erprobt. Zum 
01.01.2023 wurden die Instrumente nach positiven 
Evaluierungen mit der Einführung des Bürger-
gelds entfristet (Achatz et al. 2024, Keitel et al. 2024). 
Die Zielgruppe der „Eingliederung von Langzeit-
arbeitslosen“ (§16e SGB II) sind Personen, die mehr 
als 24 Monate arbeitslos sind; die „Teilhabe am 
Arbeitsmarkt“ (§16i SGB II) adressiert arbeitsmark-
ferne Leistungsbeziehende, die mindestens 6 der 
letzten 7 Jahre Leistungen der Grundsicherung 
bezogen haben. Der Logik von Lohnkostenzuschüs-
sen folgend, übernehmen die Jobcenter bei beiden 
Förderinstrumenten einen nennenswerten Teil der 
Lohnkosten.36 Durch paralleles individuelles Coa-
ching werden die Teilnehmenden unterstützt. 

Neben diesen Aktivierungsmaßnahmen werden 
auch die kostengünstigeren Instrumente nach 
§16d SGB II (Arbeitsgelegenheiten in der Mehrauf-
wandsvariante, sogenannte "Ein-Euro-Jobs") weiter 
eingesetzt (Pongratz und Wolff 2023 und Wolff 
2024, 2025).37 Diese Maßnahme soll Arbeitslose bei 
der Eingliederung in den Arbeitsmarkt unterstüt-
zen. Arbeitsgelegenheiten sind zusätzliche öffent-
lich finanzierte Beschäftigungen, die abseits vom 
vorhandenen Arbeitsmarkt angeboten werden und 

die bestehenden Arbeitsplätze nicht verdrängen 
dürfen; darin unterscheiden sich die Maßnahmen 
von den Instrumenten des Teilhabechancengeset-
zes (§16e und 16i SGB II). Evaluierungsergebnisse 
für dieses Instrument legen einen Einsatz mit 
Augenmaß für ausgewählte Personen nahe, da die 
Effekte nicht durchgehend positiv sind (Pongratz 
und Wolff 2023).

Ein alternativer Ansatzpunkt zur Stärkung der 
Arbeitsmarktintegration liegt in der Stärkung der 
Zuverdienstmöglichkeiten zum Bürgergeld. Im 
Rahmen der Einführung des Bürgergelds folgte der 
Gesetzgeber den Empfehlungen aus dem ifo-ZEW 
Gutachten (Peichl et al. 2023), welches die Vorteile 
einer Absenkung der Transferentzugsraten für 
Beschäftigte im Bürgergeldbezug im Einkommens-
bereich von 520 bis 2000 € (und darüber hinaus) 
dokumentierte. Mit der Einführung des Bürger-
gelds wurde für Bruttoeinkommen im Bereich 520-
1.000 € die Transferentzugsrate von 80 % auf 70 % 
reduziert, um (u.a.) die Erwerbsanreize zu stärken 
und die hohen effektiven Grenzbelastungen zu 
senken. 

Bewertung & Empfehlungen: 

Die Optionen zur Verbesserung der Arbeitsmarkt-
integration von Leistungsempfänger:innen müssen 
vor dem Hintergrund einer Vielzahl von Zieldimen
sionen und der breiten Evidenz von Maßnahmen-
evaluationen diskutiert werden. Je nach Gewich-
tung der Zieldimensionen ergeben sich unter-
schiedliche prioritäre Maßnahmen. Peichl et al. 

35	 Unter Leistungsbeziehenden ohne Vermittlungshemmnisse können ein Drittel innerhalb eines Jahres eine Erwerbstätigkeit aufnehmen und die 
Grundsicherung verlassen. Diese Wahrscheinlichkeit sinkt um fast die Hälfte mit einem Vermittlungshemmnis und um ein weiteres Drittel bei 
mehreren Vermittlungshemmnissen (Beste und Trappmann 2016).

36	 Bei der „Eingliederung von Langzeitarbeitslosen“ übernehmen die Jobcenter pauschal 75 % der Lohnkosten im ersten Jahr und 50 % im zweiten 
Jahr. Die Förderung „Teilhabe am Arbeitsmarkt“ deckt die Lohnkosten im ersten und zweiten Förderjahr vollständig ab, ab dem dritten Jahr redu-
ziert sich die Förderung jährlich um 10 Prozentpunkte. Die maximale Förderdauer beträgt fünf Jahre. Förderfähig sind sozialversicherungspflich-
tige Arbeitsverhältnisse (ohne Beitrag zur Arbeitslosenversicherung) bei privaten, öffentlichen und gemeinnützigen Arbeitgebern. 

37	 Pongratz und Wolff (2023) erwähnen, dass die Kosten pro Fördermonat für Maßnahmen nach §16i dreimal so hoch sind wie die nach §16d. Ort-
mann et al. (2025 S. 25) weisen auf deutliche Kürzungen in den für die Förderung nach §16e und §16i SGB II vorgesehenen Mitteln des Bundes 
in den Jahren 2024 und 2025 hin. Der Mehraufwand wird mit mindestens 1,00 € pro Stunde (inzwischen ca. 2,00 €) entschädigt.
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(2023) diskutieren alternative Ausgestaltungen von 
Transferentzugsraten mit Blick auf vier Haupt- und 
fünf Nebenziele.38 Wiemers et al. (2025) diskutieren 
mögliche Reformen von Hinzuverdienstregelungen 
für vier Ziele, die miteinander in Konflikt stehen.39

Starke Anreize für Arbeitsmarktintegration können 
von abgesenkten Transferentzugsraten oder einer 
Benachteiligung von Minijobeinkommen in der 
Anrechnung ausgehen. Je nach Ausgestaltung 
impliziert dies jedoch höhere Kosten und einen 
Anstieg der Zahl der Leistungsberechtigten.

Vor dem Hintergrund der gesamtwirtschaftlichen 
Arbeitskräfteknappheit unterstützt der Beirat eine 
Herangehensweise, die großzügige Arbeitsanreize, 
wie sie im Gutachten für das BMAS 2023 abgeleitet 
wurden (s. Peichl et al. 2023, Abschnitt 4.3), mit res-
triktiveren Regelungen in den Bereichen von Sank-
tionen (vgl. 3.3) und Karenzzeiten (vgl. 3.4 und 3.5), 
und einem modifizierten Vermittlungsvorrang (vgl. 
3.2) kombiniert.

Großzügigere Arbeitsanreize lassen sich auch damit 
begründen, dass die Bruttoeinkommensgrenzen, 
an denen sich die Transferentzugsraten ändern, seit 
2005 kaum angepasst wurden. Hier wäre als Infla-
tionsausgleich eine Anhebung denkbar, wenngleich 
dies die Kosten steigert. Ein hervorstechendes 
Charakteristikum des Reformvorschlags von Peichl 
et al. (2023) ist darüber hinaus, dass er selbstfinan-
zierend und damit Pareto-verbessernd ist. 

Als eine zusätzliche "restriktivere Regelung" ver-
dient auch die von Ortmann et al. (2025) ent
wickelte Überlegung der "Sofortaktivierung", also 
der rasche Einsatz von Aktivierungsmaßnahmen 
für neue Leistungsbeziehende, Beachtung. Ein star-
kes Signal der Mitwirkungspflichten könnte die 
Kooperationsbereitschaft stärken und zur Akzep-
tanz der Grundsicherung in der Breite der Bevölke-
rung beitragen. 

38	 Siehe Peichl et al. (2023 S. 12): "Die Entwicklung von Reformoptionen erfolgte unter Berücksichtigung von Hauptzielen (finanzielle Besserstel-
lung von erwerbstätigen Bezieherinnen und Beziehern von Grundsicherungsleistungen; Stärkung der Erwerbsanreize; Vermeidung von effekti-
ven Grenzbelastungen über 100 %; Erhöhung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung) und Nebenzielen (keine Verschlechterung der 
Arbeitsmarktpartizipation sowie des Erwerbsvolumens; verbesserte Gleichstellung von Frauen, Alleinerziehenden und Personen mit besonderen 
Einschränkungen; Effizienz im Sinne einer möglichst günstigen Nutzen-Kosten-Relation; hohe Transparenz, leichte Verständlichkeit und admi-
nistrative Einfachheit; hohe gesellschaftliche Akzeptanz)."

39	 Die Autorinnen und Autoren berücksichtigen dabei die Steigerung des Arbeitsangebots, geringe fiskalische Kosten, Vermeidung kurzfristiger Ver-
liererinnen sowie Verlierer und Vermeidung neuer Leistungsbeziehender.
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Bei der Regelung des gesellschaftlichen Umgangs 
mit Menschen, die nicht über die für ihren Lebens-
unterhalt erforderlichen Ressourcen verfügen, 
können unterschiedliche Prioritäten gesetzt wer-
den. Es liegt im gesamtwirtschaftlichen Interesse, 
Sozialstaats- und Leistungsgedanken abgewogen 
zu berücksichtigen.

Gegenwärtig wird in Deutschland eine erneute 
Reform der Grundsicherung für Arbeitssuchende 
(Bürgergeld) diskutiert. Der Beirat hat sich in diesem 
Gutachten mit den diskutierten Themen vor dem 
Hintergrund der relevanten Literatur auseinander-
gesetzt und kommt zu folgenden Empfehlungen:

Ein zentrales Manko des bestehenden Grund-
sicherungssystems ist seine Komplexität, die den 
Verwaltungsaufwand erhöht und die Treffsicher-
heit reduziert. Damit verbunden ist die fehlende 
Harmonisierung sozialstaatlicher Instrumente (z.B. 
Bürgergeld, Kinderzuschlag, Wohngeld) und ihrer 
Detailregelungen, die negative Anreizwirkungen 
haben. 

Im Rahmen einer Reform ist es sinnvoll, die Zu-
ständigkeiten für die bestehenden Transferpro-
gramme in wenigen Bundesministerien zu bün-
deln. Gleichzeitig sollten der Zugang zu und die 
Verwaltung von staatlichen Leistungen möglichst 
vereinfacht werden, Transparenz über Zuverdienst
regelungen im Zusammenspiel der Sozialleistungen 
hergestellt und Transferentzugsraten so gestaltet 
werden, dass Erwerbsanreize gestärkt werden. 

Der Beirat spricht sich gegen die Wiedereinführung 
des bedingungslosen Vermittlungsvorrangs aus 
und votiert für die stärkere Nutzung des Ermessens-
spielraums von Fallmanager:innen. Die von der 
Bundesregierung vorgeschlagene Verschärfung von 
Leistungsminderungen gegenüber Leistungsbe-
rechtigten, die ihren Mitwirkungspflichten nicht 
nachkommen, hält der Beirat für vertretbar. Der 
Beirat sieht die mit der Einführung des Bürgergelds 
neu geregelte Karenzzeit und Ausdehnung des 
Schonvermögens kritisch und spricht sich darüber 
hinaus für die Rücknahme der großzügigen Karenz-
zeiten bei den Kosten der Unterkunft aus.

Im Fokus der Aufmerksamkeit muss die Integra-
tion der Leistungsbeziehenden in den Arbeitsmarkt 
stehen.40 Hier unterstützt der Beirat die Nutzung 
von positiv evaluierten Fördermaßnahmen ebenso 
wie die Anwendung großzügigerer Transferentzugs-
raten, die Arbeitsanreize stärken.41

Der Beirat empfiehlt, die Reformgesetzgebung 
mit einem Evaluationsauftrag zu verbinden und 
verstärkt Praxischeckverfahren zum Einsatz zu 
bringen. Damit Ex-post-Evaluationen zuverlässig 
und informativ gelingen können, müssen Daten 
auf Haushaltsebene für die Forschung verfügbar 
gemacht werden. Es bietet sich an, die Reform des 
Bürgergelds mit einer grundlegenden Verbesserung 
des Forschungsdatenzugangs (etwa im Rahmen des 
geplanten Forschungsdatengesetzes) zu verbinden. 
Dabei steht im Zentrum, Datenverfügbarkeit und 
Datenverknüpfbarkeit im Einklang mit einem mo-
dernisierten Datenschutz nachhaltig zu verbessern.42

40	 Dieses Argument spricht auch gegen die Verschiebung der Geflüchteten aus der Ukraine aus dem Bürgergeld mit seinen Eingliederungsmaßnah-
men in den Regelungsbereich des Asylbewerberleistungsgesetzes. Die angestrebte rückwirkende Anpassung führt zu erheblichem Verwaltungs-
aufwand.

41	 Eine gesonderte Regelung der Anrechenbarkeit von Einkommen aus Minijobs und sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung kann sinnvoll 
sein, um bei der Integration in den Arbeitsmarkt die „Minijobfalle“ zu vermeiden.

42	 Für Details siehe Riphahn et al. (2025) und Czaplicki (2025).

4.	  �Fazit
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Vorläufige Stellungnahme vom 25. Februar 1951
„Wirtschaftspolitische Möglichkeiten zur 
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bedarfs“

Gutachten vom 5. November 1950 „Einwirkung 
der Weltkonjunktur auf die deutsche Wirtschafts­
politik“
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Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
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Die Wurzeln des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie reichen 
zurück bis in die Zeit des Zweiten Weltkrieges. Ab 1943 trafen sich einige der späteren Beiratsmitglieder 
unter dem Vorsitz von Prof. Erwin von Beckerath, um die wirtschaftliche Zukunft Deutschlands nach 
dem Krieg vorzubereiten. Diese so genannte „Arbeitsgemeinschaft Erwin von Beckerath“ ging in dem An-
fang 1948 gegründeten Beirat auf, der am 23. Januar 1948 auf Einladung der Verwaltung für Wirtschaft 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, dem Vorläufer des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie, 
in Königstein/Taunus formell konstituiert wurde. Der Beirat hatte folgende 17 Gründungsmitglieder: 

Prof. Dr. Hans Peter, 

Prof. Dr. Erich Preiser, 

Prof. Dr. Ludwig Raiser, 

Prof. Dr. Heinz Sauermann, 

Prof. Dr. Karl Schiller, 

Prof. Dr. Otto Veit, 

Prof. Dr. Gerhard Weisser, 

Prof. Dr. Theodor Wessels



www.bundeswirtschaftsministerium.de

https://www.facebook.com/wirtschaftspolitik/
http://www.youtube.com/user/wirtschaftspolitik
https://x.com/BMWE_
https://www.linkedin.com/company/bmwe-bund/
https://www.instagram.com/wirtschaftspolitik
https://bsky.app/profile/bundeswirtschaftsministerium.de
https://www.tiktok.com/@wirtschaftspolitik
www.bundeswirtschaftsministerium.de
https://www.threads.com/@wirtschaftspolitik?hl=de

	Zur Reform des Bürgergelds
	Impressum
	Inhaltsverzeichnis
	1. Anlass
	2. Was sind die Probleme?
	2.1 Geänderte makroökonomische Rahmenbedingungen
	2.2 Schwächen der Bürgergeldregulierung
	Verbesserungen im Steuer- und Transfersystem aus ökonomischer Sicht


	3. Welche Elemente muss eine Reform enthalten?
	3.1 Systemkomplexität
	3.2 Vermittlungsvorrang und Umgang mit Weiterbildung
	3.3 Leistungsminderungen
	3.4 Schonvermögen und Karenzzeiten
	3.5 Kosten der Unterkunft und Karenzzeit
	3.6 Integration in Erwerbstätigkeit

	4. Fazit
	5. Quellenverzeichnis
	Anhang
	Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium für Wirtschaft seit April 1948
	Mitglieder





